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Datenschutz: 
Umsetzung vereinfachen, Durchsetzung vereinheitlichen

Die EU strebt an, mit der DSGVO weltweites 

Vorbild für ein fortschrittliches Datenschutz-

recht und ein entsprechend hohes Daten-

schutzniveau zu sein. Bei der Umsetzung der 

ambitionierten Vorgaben stoßen jedoch viele 

Unternehmen an ihre Grenzen. 3 Die von der 

EU bewusst als Kompromiss eingeführte Viel-

zahl an unbestimmten Rechtsbegriffen führt 

in der Praxis zu Verunsicherung. Die Rechts-

unsicherheiten bremsen die Unternehmen 

dabei aus, neue Geschäftsmodelle und Inno-

vationen weiterzuverfolgen.  

Die global vernetzten Wirtschaftsbeziehun-

gen sind für Unternehmen in Deutschland 

und Europa von fundamentaler Bedeutung. 

Dafür ist der internationale Datentransfer es-

senziell. Aber nur für wenige Drittstaaten 

gibt es aber Angemessenheitsbeschlüsse der 

EU. In allen anderen Fällen müssen die Un-

ternehmen das Datenschutzniveau in einem 

Drittland selbständig beurteilen – was häufig 

nicht möglich ist. 

Bei der Entwicklung des Datenschutzrechts 

innerhalb Europas und auf internationaler 

Ebene sollten daher Praktikabilität und Um-

setzbarkeit der Datenschutzbestimmungen 

im Fokus stehen. Das durch die DSGVO ange-

strebte Ziel einer Harmonisierung und 

Rechtsvereinheitlichung muss zudem strin-

genter verfolgt werden. Unklarheiten zwi-

schen neuen Regulierungen in der Datenöko-

nomie und der DSGVO müssen ausgeräumt 

werden, damit Europa einen Spitzenplatz bei 

den Zukunftsthemen KI und Datenökonomie 

einnehmen kann. 

Folgende Leitlinien sollten das wirtschafts-

politische Handeln bestimmen: 

• Erleichterungen bezüglich der Dokumentati-

ons-, Informations- und Nachweispflichten,

insbesondere für KMU schaffen (EU)

• Rechtssicherheit und Klarheit unmittelbar in

der DSGVO schaffen statt in langwierigen

behördlichen und gerichtlichen Verfahren

(DE+EU)

• Klare Voraussetzungen für Schadenser-

satzersatz-ansprüche nach DSGVO schaffen

(DE+EU)

• Internationale Datenschutzvereinbarungen

vorantreiben. Schneller über Datenschutzni-

veau in Drittstaaten informieren und Ange-

messenheitsbeschlüsse bearbeiten (DE+EU)

• Harmonisierung stringenter verfolgen

(DE+EU)

• E-Privacy-VO praxisnah und kohärent zur

DSGVO ausgestalten (EU)

• Datenschutz und Datenökonomie in Ein-

klang bringen (EU)

3 Eine DIHK-Umfrage zur DSGVO hat 2024 ergeben, dass knapp

vier von fünf der Unternehmen auch 6 Jahre nach Inkrafttreten 

der DSGVO hohen oder extremen Aufwand bei der Umsetzung der 

DSGVO haben – und das über alle Unternehmensgrößen hinweg. 

zum Feedback-Formular

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Erleichterungen bezüglich der Dokumenta-

tions-, Informations- und Nachweispflich-

ten, insbesondere für KMU schaffen (EU) 

Datenschutz ist angesichts einer rasant fort-

schreitenden Digitalisierung des privaten und 

öffentlichen Lebens für die Wirtschaft ein 

wesentliches und wichtiges Element des eu-

ropäischen Binnenmarkts. Die bisherige Um-

setzung der DSGVO hat allerdings gezeigt, 

dass die hohen Anforderungen an die Unter-

nehmen große Schwierigkeiten bereiten. Die 

für KMU geregelte Ausnahme in Art. 30 Abs. 

5 DSGVO findet in der Praxis kaum Anwen-

dung. Auch der Erwägungsgrund 13, nach 

dem die besonderen Bedürfnisse der KMU bei 

der Anwendung der Verordnung berücksich-

tigt werden sollen, wird nicht beachtet. Es 

gilt mit eindeutigen Erleichterungen bzw. 

Ausnahmen für KMU, wie sie bereits in der 

DSGVO angelegt sind, nachzubessern. Bei da-

tenarmen Verarbeitungen oder Datenverar-

beitungen mit geringem oder normalem Ri-

siko sind die umfassenden Dokumentations-, 

Informations- und Nachweispflichten unver-

hältnismäßig und nicht angemessen. Gleich-

zeitig steigt dadurch das Datenschutzniveau 

nicht. Der risikobasierte Ansatz muss daher 

zukünftig durchgehend beachtet werden. 

Rechtssicherheit und Klarheit unmittelbar 

in der DSGVO schaffen statt in langwieri-

gen behördlichen und gerichtlichen Ver-

fahren (DE+EU) 

Um der Rechtsunsicherheit zu begegnen, be-

darf es textlicher Klarstellungen unmittelbar 

in der DSGVO oder zumindest in Erwägungs-

gründen. Hierdurch wird ein notweniger 

Schritt zur dringend erforderlichen Verein-

heitlichung getan. Musterformulare und 

Checklisten sowie Leitlinien und Empfehlun-

gen, die praxisnah sind und auch 

unternehmerische Gestaltungsspielräume 

ermöglichen, können dann verbliebene 

Rechtsunsicherheiten eindämmen. 

Klare Voraussetzungen für Schadenser-

satzersatzansprüche nach DSGVO schaffen 

(DE+EU) 

Große Unsicherheiten bestehen in der Wirt-

schaft im Zusammenhang mit dem Schaden-

ersatzrecht. Die gerichtliche Praxis in den 

Mitgliedstaaten ist überaus unterschiedlich, 

bei nahezu identischen Sachverhalten. Trotz 

Rechtsprechung des EuGH, der mittlerweile 

einzelne Fragen geklärt hat, ist in der Praxis 

vielfach unklar, unter welchen Voraussetzun-

gen und mit welchem Umfang bei Verstößen 

gegen die DSGVO Schadenersatz geltend ge-

macht werden kann. Gerade im Zusammen-

hang mit Kollektivklagen droht eine Situa-

tion, in der wegen der andauernden Rechts-

unsicherheit bei gleichzeitig zu erwartenden 

Sammelklagen strategische Innovationspo-

tentiale gehemmt werden. Es sollte eindeutig 

geregelt werden, unter welchen strikten Vo-

raussetzungen eine Verbandsklagebefugnis 

überhaupt gegeben sein kann. Allein die Be-

deutung des Datenschutzrechtes kann eine 

solche Verbandsklagebefugnis nach Ansicht 

der Wirtschaft noch nicht rechtfertigen. Ins-

besondere auf das Erfordernis nachweisbaren 

persönlichen Verschuldens für einen Scha-

denersatzanspruch sollte nicht verzichtet 

werden.  

Internationale Datenschutzvereinbarungen 

vorantreiben. Schneller über Datenschutz-

niveau in Drittstaaten informieren und An-

gemessenheitsbeschlüsse bearbeiten 

(DE+EU) 

Datenschutzrechtliche Regelungen können 

wegen der globalen Datenströme nicht mehr 

von einzelnen Nationalstaaten beschlossen 
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werden, sondern es bedarf Staatenübergrei-

fender Vorschriften. Die DSGVO kann aber 

nur ein Baustein auf dem Weg zu internatio-

nalen Regelungen sein. Der von der EU er-

hoffte „Brussels-effect“, wonach sich viele 

Staaten den inhaltlichen Maßgaben der 

DSGVO anschließen, hat sich nicht einge-

stellt. Solange es auch keine verbindlichen 

internationalen Vereinbarungen gibt, muss 

die EU mit dem Instrument der Angemessen-

heitsbeschlüsse schneller agieren. Zudem 

müssen die Beschlüsse auch dauerhaft und 

belastbar sein. Soweit kein Angemessen-

heitsbeschluss vorliegt, sollten die EU-Kom-

mission und die Datenschutzaufsichtsbehör-

den zeitnah einheitliche Informationen zum 

Datenschutzniveau in Drittstaaten herausge-

ben, damit nicht jede Behörde und jedes Un-

ternehmen dies selbst ermitteln muss. 

Harmonisierung stringenter verfolgen 

(DE+EU) 

Die durch die DSGVO angestrebte EU-weite 

einheitliche Anwendung hat sich bisher noch 

nicht verwirklicht. Die Möglichkeit der Öff-

nungsklauseln führt in der Praxis zur 

Rechtszersplitterung und damit unterschied-

lichen Marktbedingungen. Die Öffnungsklau-

seln der DSGVO für EU-Staaten sollten nur 

restriktiv genutzt werden. Insbesondere dür-

fen nationale Regelungen nicht zu über-

schießender Regulierung (sog. „gold-pla-

ting“) führen. In Deutschland wurden z. B. 

Regelungen für die Benennung von betrieb-

lichen Datenschutzbeauftragten sowie für 

den Beschäftigtendatenschutz geschaffen. 

Es muss ein angemessener Ausgleich zwi-

schen dem Datenschutz und der technischen 

Entwicklung in der Arbeitswelt gefunden 

werden. Ansonsten besteht die Gefahr, dass 

Deutschland auf dem Weg zur Digitalisierung 

stagniert bzw. abgehängt wird. Datenschutz 

muss umsetzbar sein und eine Datenverar-

beitung im Zuge des Fortschritts in der digi-

talen Welt z. B. in Zusammenhang mit Künst-

licher Intelligenz ermöglichen. 

E-Privacy-VO praxisnah und kohärent zur 

DSGVO ausgestalten (EU) 

Eine künftige E-Privacy Verordnung, die dem 

Schutz vor unerwünschtem Daten-Tracking 

dient, sollte einen verlässlichen, praktikablen 

und technikneutralen Rechtsrahmen bilden 

und moderne Informations- und Konsumbe-

dürfnisse abbilden. Ausreichend zu berück-

sichtigen sind zudem Belange der Wirtschaft, 

insbesondere der KMU. Die Regelungen soll-

ten konsistent und kohärent zur DSGVO sein. 

Datenschutz und Datenökonomie in Ein-

klang bringen (EU) 

Die rechtliche Gestaltung der Datenökono-

mie muss für die Unternehmen mindestens 

unionsweit einheitlich beantwortet werden. 

Es bedarf eines verlässlichen Rechtsrahmens 

mit klaren, wettbewerbsfähigen, internatio-

nal abgestimmten Rahmenbedingungen, in-

nerhalb dessen Datenverarbeitung möglich 

ist. Insoweit muss sich die Auslegung der 

Normen daran orientieren, ob die Adressaten 

tatsächlich in der Lage sind, die Pflichten in-

haltlich zu erfüllen. Bei Schaffung der recht-

lichen Rahmenbedingungen für die Daten-

ökonomie sind Kohärenz und Konsistenz mit 

bestehenden Regelungen wie z. B. der DSGVO 

dringend erforderlich. Datenschutzregeln 

dürfen dabei jedoch nicht unverhältnismäßig 

ausgeweitet werden, denn dies gefährdet die 

Wettbewerbsfähigkeit und birgt das Risiko 

einer Abwanderung in das Ausland, wo An-

forderungen ggf. besser erfüllbar sind. 




